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ISRAEL / PALÄSTINA

«Zwei Staaten sind möglich»
Die Bombardierung des Gazastreifens hält an, gleichzeitig steigt der Druck für eine politische Lösung des  Nahostkonflikts.  
Wie realistisch sind die Forderungen nach einer Zweistaatenlösung? Konfliktforscher Andreas Wimmer sagt: «Es gibt Chancen.»
INTERVIEW: SARAH SCHMALZ

WOZ: Andreas Wimmer, in der NZZ habe ich 
kürzlich den Satz gelesen: Wer einen Staat 
für die Palästinenser fordere, «ist auf der 
richtigen Seite der Moral, aber auf der fal-
schen Seite der Realität». Wie sehen Sie das?

Andreas Wimmer: Es kommt immer 
drauf an, ob man eine kurzfristige oder eine 
etwas längerfristige Perspektive einnimmt. 
In den nächsten paar Monaten ist eine Zwei
staatenlösung sicher nicht realistisch, weil 
die israelische Regierung sie nicht verfolgen 
wird.

Aber wenn man langfristig und strate
gisch denkt, gibt es keine andere Möglich
keit als eine verhandelte Lösung, die das 
Selbstbestimmungsrecht der Pa läs ti nen
ser:in nen garantiert. Ohne das wird es kei
nen nachhaltigen Frieden geben. Die Pa läs
ti nen ser:in nen werden sich nicht einfach mit 
einem permanenten Status als Staatenlose 
ohne moderne Bürgerrechte abfinden.

Es gibt keinerlei Rechtfertigung für das 
schreckliche Massaker, das die Hamas am 
7.  Oktober verübt hat. Gleichzeitig muss 
man aus Sicht der Konfliktforschung sagen: 
Dass es in einer solchen Situation zu Gewalt 
und Konflikten kommen wird, ist leider sehr 
wahrscheinlich.

Die Zweistaatenlösung liegt seit Jahr-
zehnten auf dem Tisch. Warum sind wir bis 
heute in dieser Frage nicht weiter?

Der Hauptgrund dafür ist eine Konflikt
spirale aus Gewalt, Gegengewalt, mehr Be
setzung, weniger Autonomie, mehr Gewalt. 
Die Versprechungen, die in Oslo gemacht 
wurden, sind nicht eingehalten worden. 
Es gab Provokationen aufseiten der israe
lischen Politiker, dann den gewalttätigen 
palästinensischen Aufstand, die Zweite 
Inti fada. Die Selbstmordattentate jener Zeit 
haben den Willen der israelischen Bevölke
rung und Politik, weiter an einer Zweistaa
tenlösung zu arbeiten, unterminiert. Israel 
hat die Besetzung intensiviert. Das führte 
wiederum zu einer weiteren Radikalisie
rung der Pa läs ti nen ser:in nen, von denen 
viele nicht mehr glauben, dass sie ihre Situa
tion je durch eine Verhandlungslösung ver
bessern können. Und man darf auch ruhig 
sagen, dass innerhalb der israelischen Bevöl

kerung die Idee immer populärer geworden 
ist, dass eine Zweistaatenlösung vermeidbar 
sei; dass man die palästinensische Bevölke
rung stattdessen einfach unter dem Daumen 
der Repression behalten und so auch Terror 
verhindern könne.

Das ist das politische Programm von Regie-
rungschef Benjamin Netanjahu.

Der Likud ist mit dem expliziten Ziel ge
gründet worden, eine Zweistaatenlösung zu 
verhindern. Spiegelbildlich zur Radikalität 
der Hamas steht im Gründungsdokument 
der Partei: «Between the Sea and the Jordan 
there will only be Israeli sovereignty» – das 
Land gehört uns, es wird nie einen paläs
tinensischen Staat geben. Unter anderem 
deshalb gewinnt die Partei Wahlen. Die 
Pulverisierung des Willens für eine Zwei
staatenlösung auf israelischer Seite ist ne
ben dem HamasTerror ein Hauptgrund für 
die jetzige Situation. Auch dass der Likud 
mili tärisch und sicherheitspolitisch wäh
rend Jahrzehnten die radikalen Sied ler:in
nen unterstützt hat, die eine ethnische Säu
berungskampagne verfolgen, macht eine 
Zweistaatenlösung immer schwieriger.

Sie sind Konfliktforscher an der Universität 
von Columbia. An den US-amerikanischen 
Hochschulen tobt seit dem 7.  Oktober ein 
Streit mit hässlichen Entgleisungen. Was 
halten Sie davon, dass einige Ver tre ter:in-
nen der postkolonialen Forschung der Mei-
nung sind, die Hamas führe einen legitimen 
Befreiungskampf?

Was stimmt, ist, dass die Gesamtstruktur 
Israel/Palästina einer kolonialen Situation 
gleicht. Die Pa läs ti nen ser:in nen in den be
setzten Gebieten sind der Autorität von  Israel 
unterworfen, haben aber keine politischen 
Rechte in Bezug auf den israelischen Staat. 
Ihre Selbstregierung ist auf einige admini
strative, alltägliche Belange beschränkt – so 
wie das auch in Kolonien oft üblich war.

Heisst das jetzt aber, dass Israel mit  einer 
Kolonialmacht gleichzusetzen ist und die 
Hamas einen antikolonialen Befreiungs
kampf führt, wie es viele Linke postulieren? 
Nein. Die Hamas verfolgt das Programm, 
 Israel von der Landkarte zu tilgen. Sie hat 

also eine genozidale Absicht. Im Gegensatz 
etwa zur Nationalen Befreiungsfront in Al
gerien, die ja nicht ganz Frankreich auslö
schen und alle Franzosen vernichten, son
dern diese lediglich aus Algerien vertreiben 
wollte. Kommt dazu, dass die Israelis gar 
kein Heimatland haben, in das sie zurück
kehren könnten, keine koloniale Metropole. 
Die Analogie hört hier also auf.

Seit dem Massaker der Hamas am 7.  Ok-
tober scheint mir die Situation paradox: 
Einerseits hat der Angriff gezeigt, dass 
die Strategie der Repression nicht aufgeht. 
Andererseits ist es doch nachvollziehbar, 
wenn die israelische Bevölkerung jetzt aus 
Angst noch weniger bereit ist, einen palästi-
nischen Staat zu ermöglichen.

Dieser Analyse stimme ich zu. Langfris
tig muss man sich aber fragen, ob es nicht 
trotzdem einen Pfad gibt, der zu  einer Zwei
staatenlösung führen könnte. Es ist ja oft 
so, dass solche Ereignisse wie die massive 
Gewalt des HamasMassakers neue Zu

kunftsmöglichkeiten schaffen, weil Allian
zen durchgerüttelt, festgefahrene Wahr
nehmungen aufgebrochen werden. Wenn 
man jetzt optimistisch sein wollte, könnte 
man sich drei positive Konsequenzen des 
schrecklichen Massakers vorstellen.

Welche sind das?
Derzeit stehen die Israelis verständlicher

weise unter Schock und haben keine andere 
Interessen und Perspektiven als ganz unmit
telbar ihre eigene Sicherheit. Nehmen wir 
aber einmal an, es gelingt der israelischen 
Armee, zumindest die Führungsstruktur 
der Hamas zu zerstören und einen Sieg über 
die Hamas zu deklarieren, dann wird es vor
stellbar, dass sich die öffentliche Meinung 
verschiebt und sich in Israel die Erkenntnis 
durchsetzt, dass permanente Repression 
keine Sicherheit bringt.

Zweitens ist es möglich, dass sich die 
USamerikanische Aussenpolitik zur Ein
sicht durchringt, dass eine bedingungslose 
Unterstützung jeder israelischen Regie
rung  –  unabhängig von deren politischer 
Position  – immer wieder ins Desaster füh
ren wird; dass die Unterstützung von Israel 
deshalb an Bedingungen geknüpft werden 
muss, insbesondere an den Willen, eine 
Zweistaatenlösung ernsthaft zu avisieren 
und die Sied ler:in nen endlich unter Kon
trolle zu bringen.

Und schliesslich wäre eine Revolution in
nerhalb der palästinensischen Bevölkerung 
nötig. Mahmud Abbas müsste als Chef der 
Palästinensischen Autonomiebehörde ge
hen und eine jüngere Generation von Fatah
Führern an die Macht kommen.

Ist es aber für Israelis jetzt nicht schwieriger 
denn je, sich darüber klar zu werden, dass 
Repression nicht die Lösung ist? Diese Ein-
sicht würde sich wohl nach dem Massaker 
vom 7. Oktober für viele wie eine Belohnung 
dieser Tat anfühlen.

Eben deshalb wäre es wichtig, dass die 
Hamas als Organisation tatsächlich zer
stört wird, dass also der Krieg gewonnen 
wird, dass die Hamas nicht einen Sieg für 

«Eine Konfliktspirale aus Gewalt, Gegengewalt, mehr Besetzung, weniger Autonomie, mehr Gewalt»: Palästinenser und israelische Soldaten 2020 im Westjordanland.   FOTO: FR ANCISCO PRONER , LA IF
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sich  reklamieren kann. Das wäre eine der 
Voraus setzungen, die einen Schritt Richtung 
Zweistaatenlösung möglich machten.

Gibt es aber überhaupt noch Anführer, hin-
ter denen sich die Pa läs ti nen ser:in nen ver-
sammeln würden  – jenseits der radikalen 
Hamas?

Es stimmt, dass im Moment für Verhand-
lungen kein wirklich legitimer, lokal ver-
ankerter Partner vorhanden ist. Mahmud 
Abbas hat jede Glaubwürdigkeit verloren, 
seine Regierung im Westjordanland gilt 
als korrupt, politisch schwach und geronto-
kratisch. Es bräuchte jemanden, der genug 
Legitimität und Ausstrahlung hat, um die 
palästinensische Bevölkerung auf den Pfad 
des Friedens mitzunehmen. Denn diese 
müsste ja für eine Friedenslösung schmerz-
hafte Kompromisse machen: Wer beispiels-
weise in Friedensverhandlungen auf dem 
Rückkehrrecht aller Pa läs ti nen ser:in nen 
beharrt, torpediert diese von Anfang an. 
Von Ex pert:in nen wird als möglicher Abbas-
Nachfolger oft Marwan Barghuti ins Spiel 
gebracht.

Barghuti sitzt aber wegen der Beteiligung 
an Terroranschlägen während der Zweiten 
Intifada in einem israelischen Gefängnis.

Ja, und Israel lässt traditionell nie-
manden frei, der Anschläge verübt hat. Aber 
Barghuti ist sowohl im Gazastreifen als auch 
im Westjordanland extrem beliebt, wird als 

Held betrachtet. Er ist kein Fanatiker, ak-
zeptiert das Existenzrecht Israels und steht 
voll hinter einer Zweistaatenlösung. Israel 
müsste da vielleicht über seinen Schatten 
springen.

Neben der Zweistaatenlösung gibt es auch 
noch das Konzept der Einstaatenlösung, 
das von vielen Linken und Menschenrechts-
aktivisten propagiert wird. Wie ist ihre Hal-
tung dazu?

Ich halte die Einstaatenlösung für völlig 
unrealistisch. Das würde ja de facto heissen, 
dass Israel kein jüdischer Staat mehr wäre. 
Und ich glaube nicht, dass die Israelis je 
an der Urne der Abschaffung von Israel als 
Natio nalstaat zustimmen würden. Interes-
santer finde ich die jordanische Lösung, die 
in den achtziger Jahren noch auf dem Tisch 
lag, aber mittlerweile kaum mehr diskutiert 
wird. Wenn die Westbank und vielleicht 
auch Gaza Teil von Jordanien würden, wäre 
Jordanien mehrheitlich palästinensisch, das 
Selbstbestimmungsrecht der Pa läs ti nen-
ser:in nen also innerhalb dieses Staates reali-
siert. Ob sie eine Chance hätte, ist aber völlig 
unklar.

Es gab lange kaum mehr internationalen 
Druck für eine Zweistaatenlösung. Nun for-
dert diese nicht nur US-Präsident Joe Biden 
wieder nachdrücklicher. EU-Chefdiplomat 
Josep Borrell hat gar gesagt, notfalls müsse 
man die Zweistaatenlösung gegen den Wil-
len Israels durchsetzen. Für wie zielführend 
halten Sie diese Ankündigung?

Dass man den Druck auf Israel erhöht, 
eine Zweistaatenlösung zu akzeptieren, ist 
sehr sinnvoll. Man kann sagen: Endlich rin-
gen sich die internationale Gemeinschaft 
und sogar die US-Aussenpolitik dazu durch. 
Bisher hatte Israel eine Art Blankocheck 
gehabt. Dass man davon abkommt und an-
fängt, langfristige Visionen für den Nahen 
Osten zu entwickeln, finde ich sehr richtig. 
Die Frage ist einfach, wie ernst das gemeint 
ist.

Aber was denken Sie darüber, dass Borrell 
die Zweistaatenlösung notfalls gegen den 
Willen Israels durchsetzen will?

Natürlich könnte man Israel die Zwei-
staatenlösung wortwörtlich aufzwingen, in-
dem zum Beispiel die USA und Europa Paläs-
tina einfach als Staat anerkennen würden, 
aber das halte ich nicht für sinnvoll. Denn 
dann würde sich Israel komplett von der 
Weltgemeinschaft und seinen vormaligen 
Verbündeten abwenden.

Der einzige Weg hin zu einer Zweistaaten-
lösung führt meiner Meinung nach über Ver-
handlungen mit neuen Partnern. Das mag 
derzeit unwahrscheinlich klingen, aber es 
ist nicht unrealistisch. Es ist eine Möglich-
keit, auf die die internationale Gemeinschaft 
hinarbeiten muss. Wenn klar wäre, dass es 
keine finanzielle und militärische Unterstüt-
zung mehr für eine israelische Regierung 
gibt, die nicht ernsthaft eine Friedenslösung 
anvisiert, würde dies vielleicht die Wäh-
ler:in nen beeinflussen. Das Gleiche auf der 
paläs tinensischen Seite: Die internationale 

Gemein schaft finanziert ja im Prinzip die 
ganze palästinensische Regierung. Sie hat 
also das Druckmittel in der Hand, um auf 
 einen  Generationenwechsel bei der Fatah 
und auf eine Demokratisierung  hinzuwirken.

Machen wir keine Schritte in diese Rich-
tung, wird der Status quo weitergeführt oder 
es werden gar diejenigen Stimmen gestärkt, 
die auf eine hässliche Lösung des Konflikts 
hinarbeiten.

Eine hässliche Lösung?
So wie es das Projekt der Hamas ist, Israel 

zu vernichten, haben die israelischen Rechts-
aussenparteien, die Teil der Regierung sind, 
die Vision, die Pa läs ti nen ser:in nen endgül-
tig zu vertreiben. Und die Sied ler:in nen-
bewe gung arbeitet in der Westbank ja be-
reits gezielt darauf hin. Dass es die Hamas 
schafft, die jüdische Bevölkerung aus dem 
Nahen Osten zu vertreiben, ist aufgrund der 
militärischen und weltpolitischen Kräfte-
verhältnisse völlig unrealistisch. Israel hät-
te aber umgekehrt die militärischen und 
infrastrukturellen Kapazitäten, die Pa läs ti-
nen ser:in nen zu vertreiben. Doch käme es 
tatsächlich zu Massenvertreibungen, würde 
dies ganz sicher zum Verlust der Unterstüt-
zung durch die Amerikaner und Europäer 
führen. Und die Konflikte mit den Nachbar-
staaten – es gab da ja in den letzten zwanzig 
Jahren einen Befriedungsprozess  –  würden 
wieder aufflammen. Einen nachhaltigen 
Frieden würde die hässliche Variante nicht 
bringen und damit auch keine stabile Sicher-
heit für die Israelis.
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Vor ein paar Wochen beschrieb der Vorsitzen-
de des Uno-Pa läs ti nen ser:in nen hilfs werks 
UNRWA, Philippe Lazzarini, an einer Presse-
konferenz, was er bei seinem jüngsten Besuch 
in Gaza erlebt hatte: «Die Menschen halten 
die Lastwagen mit Hilfslieferungen an, neh-
men die Lebensmittel und essen sie sofort», 
sagt Lazzarini. «So verzweifelt und hungrig 
sind sie.»

Damals, Mitte Dezember, warnte die 
Uno: Wenn der Krieg so weitergehe, drohe in 
Gaza eine Hungersnot. Der Krieg ging weiter, 
die israelische Armee bombardierte unent-
wegt den Gazastreifen, auch in Gebieten, die 
sie selbst als «sicher» deklariert hatte. Bis 
heute gelangen noch immer viel zu wenige 
Hilfs güter nach Gaza. Es fehlt an allem: Essen, 
Trinken, Treibstoff, Medikamenten. Die Fälle 
von Durchfall bei Kindern unter fünf Jahren 
sind auf das 33-Fache gestiegen. Ärzt:in-
nen sehen sich gezwungen, Kriegsverletzte 
und schwangere Frauen, die einen Kaiser-
schnitt brauchen, ohne Betäubungsmittel zu 
 operieren.

Am vergangenen Freitag entschied der 
Internationale Gerichtshof in Den Haag, dass 
der Vorwurf, Israels Kriegsführung in Gaza 
trage genozidale Züge, zumindest plausibel 
sei, und forderte Israel auf, alles in seiner 
Macht Stehende zu tun, um das zu verhindern. 
Insbesondere sollten die Hilfslieferungen 
nach Gaza erheblich aufgestockt werden – um 
zu verhindern, dass zu Tausenden Zi vi list:in-
nen, die bei Bombenangriffen getötet wurden, 
in wenigen Wochen Zehntausende kommen, 
die an Hunger und Krankheiten sterben.

Doch dann kam vor wenigen Tagen die-
se Meldung: Die UNRWA gab bekannt, dass 
mutmasslich zwölf ihrer Mitarbeitenden 
am 7.  Oktober am Massaker der Hamas und 
 ihrer Verbündeten in Israel beteiligt gewesen 
sein könnten. Die Anschuldigungen hatte der 

israe lische Geheimdienst an das Hilfswerk 
her angetragen.

154 Geflüchtetenunterkünfte
Lazzarini entliess daraufhin die Beschuldig-
ten und leitete eine Untersuchung ein. Doch 
obwohl er umgehend auf die Vorwürfe rea-
gierte, haben seither elf Länder ihre Zah-
lungen an die UNRWA vorläufig eingestellt. 
Darunter einige der grössten Geldgeber: die 
USA, Grossbritannien und Deutschland. Das 
deutsche Aussenministerium teilte mit, man 
wolle die Ergebnisse der Untersuchung ab-
warten und so lange kein Geld sprechen. In 
der Schweiz wird über weitere Zahlungen erst 
nach der Konsultation der aussenpolitischen 
Kommissionen entschieden.

Was nun droht, ist nichts weniger als der 
Kollaps der humanitären Hilfe in Gaza. «Rund 
3000  Angestellte von insgesamt 13 000 arbei-
ten noch und schaffen eine Lebensgrundlage 
für ihre Gemeinschaften, die nun wegen der 
Finanzierungslücke jeden Moment kollabie-
ren könnte», schreibt Philippe Lazzarini am 
vergangenen Wochenende in einer Stellung-
nahme. Und der Uno-Sonderberichterstatter 
für das Recht auf Nahrung, Michael Fakhri, 
schrieb auf der Plattform  X: «Es drohte eine 
Hungersnot. Jetzt ist sie unausweichlich.» 
Unicef-Sprecher Ammar Ammar schreibt auf 
Anfrage: «Die Entscheidung wird nichts we-
niger als katastrophale Folgen für die Kinder 
und ihre Familien bedeuten.»

Die UNRWA ist in Gaza nicht einfach 
eine Hilfsorganisation unter vielen – sie ist das 
Rückgrat der humanitären Hilfe. Das Pa läs-
ti nen ser:in nen hilfs werk wurde 1949 für die 
Versorgung der palästinensischen Flüchtlinge 
gegründet, die im Zuge der Staatsgründung 
Israels vertrieben worden waren. Genauso 
lange operiert die Institution bereits in Gaza, 

wo rund siebzig Prozent der Bevölkerung Ge-
flüchtete von damals oder ihre Nachkommen 
sind, sie betreibt Schulen, Gesundheitsklini-
ken und kümmert sich um die Infrastruktur 
in den Flüchtlingslagern.

Jetzt, im Krieg, liefen achtzig Prozent 
der humanitären Hilfe nach Gaza über die 
 UNRWA, sagt Shaina Low vom Norwegian 
Refugee Council  (NRC). Die UNRWA betreibt 
noch immer 6 von ursprünglich 22  Gesund-
heitszentren sowie 154  Geflüchtetenunter-
künfte, die Mehrheit der Vertriebenen kommt 
entweder dort oder in ihrer Nähe unter. Viele 
Hilfsorganisationen sind auf die Logistik der 
UNRWA angewiesen: Für den NRC etwa, sagt 
Low, bringe die UNRWA die Hilfsgüter vom 
Grenzübergang Rafah in die  Lagerhäuser 
des NRC. Sie beliefere zudem alle anderen 
Organisationen mit Treibstoff und bringe 
Hilfs güter des NRC an Orte, die wegen des 
Krieges für die NGO nur schwer erreichbar 
seien. «Es besteht ein breiter Konsens unter 
den Hilfsorganisatio nen: Wenn die Hilfe der  
UNRWA zusammenbricht, bricht die ganze 
Hilfe für Gaza zusammen», sagt Low.

Willkommene Ablenkung?
Die Episode zeigt auf verstörende Weise, inwie-
weit manche Regierungen offenbar bereit sind, 
für ihre Unterstützung Israels selbst katastro-
phalste Folgen für die Pa läs ti nen ser:in nen in 
Kauf zu nehmen. «Diese Regierungen wissen, 
dass die UNRWA die letzte Überlebens chance 
für die Leute in Gaza ist», sagt Muhammed 
Shehada, Sprecher der Menschenrechtsorga-
nisation Euro-Med Monitor. «Die Palästinen-
sische Autonomiebehörde kann keine Löhne 
mehr zahlen, weil Israel die Steuereinnahmen 
zurückhält. Die zivile Hamas-Regierung hat 
auch keine Kapazitäten mehr. Es bleibt nur 
noch die  UNRWA.»

Khalil Sayegh, Politanalyst und  Gründer 
der Agora-Initiative,  vermutet, dass der Zeit-
punkt der Veröffentlichung der Anschuldi-
gungen kein Zufall ist. «Wenn die Vorwürfe 
stimmen, dann hat der israeli sche Geheim-
dienst diese Informationen vermutlich bereits 
in der zweiten oder dritten Woche nach dem 
7.  Oktober ermittelt», sagt  Sayegh. Dass der 
Geheimdienst sie erst jetzt an die UNRWA he-
rangetragen habe, so Sayegh, könnte darauf 
hindeuten, dass die Regierung damit von der 
Einschätzung des Internationalen Gerichts-
hofs ablenken wolle, dass Israel in Gaza einen 
Genozid begehen könnte.

Seit die UNRWA die Vorwürfe gegen ihre 
Mitarbeitenden öffentlich gemacht hat, gibt 
es Stimmen, die die Existenz der Institution 
grundsätzlich infrage stellen. Der deutsche 
FDP-Fraktionsvizepräsident,  Michael Link, 
forderte, die Aufgaben der UNRWA auf ande-
re Uno-Institutionen aufzuteilen. Laut Israels 
Aussenministerium soll die UNRWA nach dem 
Krieg in Gaza keine Rolle mehr spielen dürfen.

Doch die Angriffe gegen die UNRWA 
sind nicht neu. «In Israel denken viele, wenn 
man die UNRWA auflöst und die palästinen-
sischen Flüchtlinge einer anderen Uno-Insti-
tution unterstellt, dass sie selbst dann verges-
sen werden, dass sie immer noch Flüchtlinge 
sind», sagt Shehada von Euro-Med Monitor. 
«Doch das wird natürlich nicht geschehen.» 
Dieses Mal aber habe die Kampagne gegen die 
UNRWA ein neues Level erreicht. «Jeden Tag 
werden neue Vorwürfe publik. Sie versuchen, 
die Institution mit Anschuldigungen zu über-
schütten, damit die UNRWA möglichst lange 
mit internen Untersuchungen beschäftigt ist.»

Bereits Anfang Januar sagte das frühere 
israelische Regierungsmitglied Noga Arbell in 
der Knesset: «Es wird unmöglich, diesen Krieg 
zu gewinnen, ohne die UNRWA zu zerstören. 
Und die Zerstörung muss sofort beginnen.»

UNRWA-MITARBEITENDE UNTER VERDACHT

In Gaza droht der  
Kollaps der  
humanitären Hilfe
Wegen neuer Vorwürfe an die UNRWA haben mehrere Länder die 
Zahlungen an das Uno-Palästinenser:innenhilfswerk storniert.  
Eine Hungersnot ist nun laut einem Unicef-Sprecher unausweichlich.
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Das Uno-Hilfswerk als letzte Überlebenschance für die Menschen in Gaza: Die UNRWA liefert 
am 28. Januar Mehlsäcke in eine ihrer Schulen in Rafah.   FOTO: ISMAEL MOHAMAD, IMAGO




